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Die wahre Herausforderung

Die Positionen sind mittlerweile klar: Für die Ar-
beitgeber, inklusive CSV-LSAP-Regierung, ist die 
größte Herausforderung, der sich z. Z. Luxemburgs 
Entscheidungsträger in Politik und Wirtschaft zu 
stellen haben, die Wettbewerbsfähigkeit der ansäs-
sigen Wirtschaft zu verbessern bzw. wiederherzu-
stellen. Als Mittel zum Ziel sehen sie in erster Li-
nie eine Begrenzung der automatischen Anpassung 
der Löhne an die Inflation, also eine Abschaffung 
oder Modulation des sogenannten Index. Für die 
Gewerkschaften (und Teile der LSAP) besteht die 
größte Herausforderung dagegen in der Solidarität 
aller Arbeitnehmer und in der Verteidigung des in-
tegralen Indexmechanismus, einer sozialen Errun-
genschaft die wesentlich zum Zusammenhalt in 
der Luxemburger Gesellschaft beitrage.

Bei den Tripartite-Verhandlungen im Frühjahr 
2010 hatte Premierminister Jean-Claude Juncker 
in eigenem Namen zwei Lösungen vorgeschlagen 
(sein Finanzminister war offenbar in neun Mona-
ten nicht fähig entsprechende Vorschläge zu entwi
ckeln). Er bot den Sozialpartnern an, entweder die 
Erdölpreise aus dem Warenkorb herauszunehmen 
oder die Auszahlung einer fälligen Indextranche 
nur auf den Teil des Lohnes zu beschränken, der 
unter dem zweifachen Mindestlohn liegt.

Weil der Premierminister aber weder die Wirkung 
der beiden Vorschläge auf das Staatsbudget verglei-
chend beziffert hat, noch die Folgen für Wirtschaft 
und Lohnentwicklung, fällt es Vielen schwer, dieses 
Krisenopfer zu akzeptieren. Wer zu einem Solidari-
tätsopfer aufgefordert wird, möchte nämlich wissen, 
ob sein Opfer auch zur Lösung der Krise beiträgt.

Die Gewerkschaften lehnen unisono beide Vor-
schläge ab, da sie darin den ersten Schritt zur 
prinzipiellen Infragestellung der automatischen 
Anbindung der Löhne an die Preisentwicklung ver-
muten. Sie berufen sich auf ihre Pflicht, die So-
lidarität aller Arbeitnehmer zu verteidigen. Das 
klingt auf den ersten Blick überraschend, weil 
von dieser Haltung die Höchstverdiener am meis- 

ten profitieren. Um glaubwürdig zu sein, sollten sie 
deshalb ihre blockierende Haltung in der Indexfrage 
zumindest mit einem Gegenvorschlag aufbessern 
und eine Anpassung der Steuertabelle für die Bes-
serverdienenden fordern (d. h. im Klartext höhere 
Steuern für alle, die mehr als den zweifachen Min-
destlohn beziehen). Da die möglichst gerechte Um-
verteilung des erwirtschafteten Reichtums auf alle 
Gesellschaftsschichten eines der großen gemeinsa-
men Ziele sowohl der sozialistischen Weltanschau-
ung wie der katholischen Soziallehre ist, müssten 
sich die beiden Gewerkschaften und die ihnen na-
hestehenden Regierungsparteien eigentlich schnell 
auf diese Forderung einigen können.

Mir gefällt der andere Vorschlag von J.-Cl. Juncker 
ohnehin besser, auch wenn er ihn schlecht ver-
kauft hat und nur den positiven Effekt auf die 
Staatsfinanzen hervorgestrichen hat. Dadurch, 
dass die Löhne nicht mehr an steigende Erdöl- und 
Erdgaspreise angepasst würden, bekämen mittel-
fristig alle Verbraucher die Folgen der absehbaren 
Erdöl- und Erdgasknappheit zu spüren. Die Ar-
beitgeber würden nicht mehr die real steigenden 
Kosten für Erdölprodukte über die Indextranchen 
subventionieren. Der Effekt der Herausnahme der 
Erdölprodukte aus dem Warenkorb, der dem Index-
mechanismus zu Grunde liegt, bestünde in einem 
Energiesparanreiz. Diese Maßnahme brächte also 
eine erste Antwort auf die wahre Herausforderung, 
vor der die luxemburgische Gesellschaft wie die ge-
samte industrialisierte Welt steht: Eine nachhaltige 
Entwicklung, die den Interessen der ärmeren Teile 
der Weltbevölkerung sowie der kommenden Gene-
rationen Rechnung trägt, ist nur möglich bei einem 
völligen Umdenken in Sachen Energieverbrauch. 
Denn die Erdöl- und Erdgasknappheit kommt und 
wird schon bald die Energiepreise in die Höhe trei-
ben. Doch selbst ohne diesen Stachel ist ein Ver-
zicht auf fossile Brennstoffe nötig, um das Welt-
klima zu retten, will man nicht, dass Millionen 
Menschen durch das Steigen des Meeresspiegels 
ihre Lebensgrundlage verlieren.
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Eine solche Maßnahme (die Herausnahme der Erd-
ölprodukte aus dem Warenkorb, der dem Index 
als Berechnungsgrundlage dient) würde selbstver-
ständlich die einkommensschwachen Menschen 
am härtesten treffen, weswegen die Gewerk-
schaften auch hier mauern. Doch einerseits müs-
sen auch sie an die Solidarität mit den künftigen 
Generationen und mit den Armen in der Dritten 
Welt erinnert werden. Andererseits könnten nach 
einem vom Mouvement écologique ins Gespräch 
gebrachten Modell die Mehreinnahmen oder Spar-
effekte des Staates in Form eines Steuerbonus an 
einkommensschwache Bürger rückvergütet wer-
den. Außerdem müsste eine solche Änderung im 
Warenkorb von anderen energiepolitischen Maß-
nahmen begleitet werden, wie einer Förderung der 
Energieffizienz etwa in Form von Altbausanierung 
(auch davon würden die einkommensschwachen 
Schichten verstärkt profitieren), dem Ausbau des 
öffentlichen Transports, Investitionen in alterna-
tive Energien, ... Eine solche Energiepolitik hätte 
zudem den Vorteil, nicht nur zum Kampf gegen 
den Klimawandel beizutragen, sondern auch neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. Könnten die Gewerk-
schaften das ablehnen?

Da die Banken, Luxemburgs wichtigste Steuer
zahler, von einer derartigen Maßnahme kaum 
betroffen wären – sind sie doch geringe Energie-
konsumenten – müsste über steuerpolitische Maß-
nahmen der Einsparungseffekt, von dem sie dank 
Indexmanipulation bei ihrer Lohnmasse profitie-
ren, wieder eingezogen werden. Gerade von ih-
nen, denen in der Krise massiv vom Staat geholfen 
wurde, müsste ein erheblicher Beitrag zur Krisen-
solidarität verlangt werden.

Der Staat, der wohl am meisten von einer solchen 
Indexanpassung profitieren würde (denn auch er 
als größter Arbeitgeber des Landes würde die realen 
Preissteigerungen im Energiebereich nicht mehr 
über Lohnanpassungen subventionieren müssen), 
müsste jetzt endlich verpflichtet werden, eine nach-
haltige Finanzpolitik zu betreiben. Das haben die 
Finanzminister der letzten 25 Jahre – es waren nur 
zwei! – völlig verpasst. Die dank Wirtschaftsboom 
im Finanzbereich z. T. unverhofften Mehreinnah-
men wurden nicht nur in kurzfristige Prunkobjekte 
gesteckt – im Bereich der Kulturinfrastrukturen gab 
es hier tatsächlich einen großen Nachholbedarf –, 
sondern auch in Steuersenkungen, Rentenerhöhun-
gen und ähnliche langfristige Maßnahmen, die das 
Staatsbudget auch in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten nachhaltig belasten, wie man jetzt erst mit 
Erstaunen festzustellen scheint. Die Mehreinnah-
men aus der Nischenpolitik, die notwendigerweise 
in einem gemeinsamen Europa befristet sind – zu 
denken ist an die Mehreinnahmen aus der Abonne-
menttaxe der verflossenen Holdinggesellschaften, 
oder immer noch an die Einnahmen aus den Ak-
zisen auf Benzin und Tabakwaren, aus der Mehr-
wertsteuer des Online-Handels, u.a.m. – müssten 
in Strukturfonds investiert werden und nur deren 
Zinserträge dürften dem Staatsbudget zufließen.

Und am Schluss könnten Finanzminister, Wirt-
schafts- und Gewerkschaftsführer ganz erstaunt 
feststellen, dass die Maßnahmen zugunsten des 
Klimaschutzes allen Gewinn bringen, da sie einer-
seits die Indextranchen weniger häufig erfallen lie-
ßen und andererseits neue Arbeitsplätze schufen. 
In ihrem Sprachgebrauch würden sie das wohl als 
win-win-win-Situation beschreiben. u
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Der Index ist nicht das Problem 	
und seine Modulierung ist keine Lösung

Michel Pauly hat es im vorstehenden Beitrag er-
läutert: Die Herausnahme der Erdölprodukte aus 
dem Warenkorb, der die Grundlage zur Berechnung 
der Indextranchen darstellt, ist aus vielen Gründen 
ein vernünftiger Vorschlag. Die fossilen Treibstoffe 
(Benzin, Heizöl, Gas und damit auch Elektrizität) 
werden sich in Zukunft massiv verteuern – aber 
nicht auf Grund der allgemeinen Inflationsent-
wicklung, sondern wegen eines realen Anstiegs der 
Weltmarktpreise und der absehbaren Verknappung 
dieser Ressourcen. 

Der derzeit geltende Warenkorb läuft im Grunde 
auf eine indirekte Subventionierung der Erdölpro-
dukte hinaus oder anders gesagt, der derzeitige In-
dexmechanismus neutralisiert und verdeckt die re-
ale Verteuerung der Erdölprodukte und verhindert 
bei steigenden Preisen eine Veränderung im Ver-
braucherverhalten. Die Einführung von Kompen-

sationsmechanismen (Heizkostenzulagen, Hilfen 
bei der Isolierung von Miet(!)-wohnungen usw.) 
sollte es leicht machen, hier einen Konsens herbei-
zuführen – wenn man denn die Herausforderun-
gen der Energiefrage und des Klimawandels ernst 
nehmen und den „léiwen Nolauschteren“ auch er-
klären möchte ... 

Entsolidarisierung in der Gesellschaft
Meiner Ansicht nach sollte man aber auch über die 
erste von Jean-Claude Juncker vorgelegte Alterna-
tive sprechen: die Deckelung des Indexmechanis-
mus auf zweimal den Mindestlohn. (Man vergisst 
immer wieder darauf hinzuweisen, dass diese De
ckelung auch die Bezieher hoher Einkommen ein-
bezieht. Diese gehen ja nicht völlig leer aus, nur 
dass die automatische Erhöhung allein für den Teil 
des Gehalts gilt, der dem Zweifachen des Mindest-
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